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1 Die neue Überbrückungshilfe III mit der „Dezemberhilfe“ und der 

„Neustarthilfe“ für Soloselbstständige 

Die Überbrückungshilfe II läuft bis zum 31.12.2020 und kann noch bis 28.2.2021 beantragt werden. Sie 

wird als Überbrückungshilfe III bis Ende Juni 2021 fortgeführt und erweitert. Unter anderem werden die 

Ansetzbarkeit von Ausgaben für Instandhaltung, Modernisierungsmaßnahmen zur Erfüllung von 

Hygienemaßnahmen oder auch von Kosten für Abschreibungen verbessert. Bei der Höhe sind anstelle von 

bislang max. 50.000 € künftig bis zu max. 200.000 € pro Monat Betriebskostenerstattung möglich. 

Verbesserungen gibt es auch bei der Förderung der Reisebranche bzw. der Kultur. 

Die Dezemberhilfe folgt der Novemberhilfe in Art und Ausgestaltung und fördert Unternehmen, 

Selbstständige und Vereine/Einrichtungen, die von den temporären Schließungen erfasst sind. Dazu 

gehören auch Hotelbetriebe und Unternehmen, die von den Maßnahmen indirekt betroffen sind. Gefördert 

werden bis zu 75 % des Vergleichsumsatzes im Jahr 2019 für den Zeitraum der Schließung. 

Die neue Überbrückungshilfe III enthält auch die sog. „Neustarthilfe“ für Soloselbstständige. Dazu wird die 

bisherige Erstattung von Fixkosten ergänzt um eine einmalige Betriebskostenpauschale (Neustarthilfe). Sie 

beträgt – unter weiteren Voraussetzungen – bis zu 5.000 € für den Zeitraum bis Ende Juni 2021 als 

steuerbarer Zuschuss. Damit können Soloselbständige einmalig 25 % des Umsatzes des entsprechenden 

(siebenmonatigen) Vorkrisenzeitraums 2019 erhalten. Die Anträge können nach Programmstart im neuen 

Jahr gestellt werden. Sie wird aufgrund ihrer Zweckbindung nicht auf Leistungen der Grundsicherung u.Ä. 

angerechnet.  

2 Vereinfachter Zugang zur Grundsicherung verlängert 

Die Regelungen zum vereinfachten Zugang zu den Grundsicherungssystemen werden über das Jahresende 

hinaus bis zum 31.3.2021 verlängert. Der vereinfachte Zugang zu den Grundsicherungssystemen gilt seit 

März 2020. Danach werden z. B. Wohn- und Heizkosten voll anerkannt.  

Des Weiteren wurde die Vermögensprüfung für 6 Monate ab Bewilligung grundsätzlich ausgesetzt. 

Selbstständig tätige Leistungsberechtigte erhalten zudem ihre Leistungen nach einem vereinfachten 

Verfahren. 

3 Elektronische Übermittlung der Einkommensteuererklärung nur wenn 

wirtschaftlich zumutbar 

Die Online-Abgabe der Einkommensteuererklärung durch Datenfernübertragung ist wirtschaftlich 

unzumutbar, wenn der finanzielle Aufwand für die Einrichtung und Aufrechterhaltung der technischen 

Möglichkeit dafür in keinem wirtschaftlich sinnvollen Verhältnis zu den Einkünften steht, die die Pflicht zur 

elektronischen Erklärungsabgabe auslösen. Das entschied der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 

16.6.2020. 

Dieser Entscheidung vorangegangen war der Fall eines Steuerpflichtigen mit Einkünften aus selbstständiger 

Arbeit, der weder Mitarbeiter und Praxis-/Büroräume hatte, noch einen Internetzugang. Ab 2017 forderte 

das Finanzamt (FA) erfolglos zur elektronischen Übermittlung der Einkommensteuererklärung auf. Der 

Steuerpflichtige stellte daraufhin den Antrag, von der Verpflichtung zur elektronischen Erklärungsabgabe 

befreit zu werden. Dies lehnte das FA ab.  
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Der BFH entschied dazu, dass eine Finanzbehörde auf Antrag die Übermittlung der Steuererklärung durch 

Datenfernübertragung nicht verlangen kann, wenn sie für den Steuerpflichtigen wirtschaftlich oder 

persönlich unzumutbar ist. Eine Unzumutbarkeit liegt insbesondere vor, wenn die Schaffung der 

technischen Möglichkeiten für eine Datenfernübertragung nur mit einem nicht unerheblichen finanziellen 

Aufwand möglich wäre. Dies kann nur unter Berücksichtigung der betrieblichen Einkünfte des 

Steuerpflichtigen entschieden werden, denn die Härtefallregelung soll Kleinstbetriebe privilegieren. 

4 Kriterien zur Steuerermäßigung bei haushaltsnaher Tätigkeit und 

Handwerkerleistung  

Zur steuerlichen Anerkennung müssen haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen 

zweckgebunden mit dem entsprechenden Haushalt verknüpft sein und in einem unmittelbaren räumlichen 

Zusammenhang stehen.  

Der Bundesfinanzhof (BFH) entschied in einem Verfahren am 13.5.2020 zu Ungunsten einer 

Steuerpflichtigen, die die Ermäßigung der tariflichen Einkommensteuer bei Aufwendungen für die 

Straßenreinigung als haushaltsnahe Dienstleistung sowie für Tischlerarbeiten zur Reparatur eines Hoftores 

als Handwerkerleistung beantragte. Das Hoftor musste zunächst ausgebaut, in der Tischlerwerkstatt 

instand gesetzt und anschließend wieder auf dem Grundstück der Steuerpflichtigen eingebaut werden. 

Der BFH lehnte die angestrebte Tarifermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und für 

Handwerkerleistungen ab. Beiderlei Dienstleistungen erfordern Tätigkeiten, die dem Haushalt dienen und 

üblicherweise von Familienmitgliedern erbracht werden. Sie sind darüber hinaus in unmittelbarem 

räumlichen Zusammenhang zum Haushalt durchzuführen. Dies ist bei Straßenreinigungsarbeiten nicht 

gegeben.  

Auch Handwerkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen sind nur 

begünstigt, wenn diese Kriterien erfüllt sind. In der Werkstatt des Handwerkers erbrachte Leistungen sind 

hingegen nicht ermäßigungsfähig. Hier empfiehlt der BFH die Arbeitskosten im Wege der Schätzung in 

einen nicht begünstigten „Werkstatt-Lohn“ und in einen begünstigten „Vor-Ort-Lohn“ aufzuteilen. 

5 Beitragsbemessungsgrenzen, Sachbezugswerte und 

Künstlersozialabgabe für 2021 

Mit den neuen Rechengrößen in der Sozialversicherung werden die für das Versicherungsrecht sowie für 

das Beitrags- und Leistungsrecht in der Sozial­versicherung maßgebenden Grenzen bestimmt. Für das Jahr 

2021 gelten folgende Rechengrößen: 

• Arbeitnehmer sind nicht gesetzlich krankenversicherungspflichtig, wenn sie im Jahr mehr als 

64.350 € bzw. im Monat mehr als 5.362,50 € verdienen. 

• Die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge werden von jährlich höchstens 58.050 € bzw. von 

monatlich höchstens 4.837,50 € berechnet. 

• Die Bemessungsgrenze für die Renten- und Arbeitslosenversicherung beträgt 85.200 € in den 

alten Bundesländern (aBL) bzw. 80.400 € in den neuen Bundesländern (nBL) im Jahr. 

• Die Renten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge werden von höchstens 7.100 € (aBL) bzw. 

6.700 € (nBL) monatlich berechnet. 

• Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung ist auf 3.290 € (aBL) bzw. 3.115 € (nBL) monatlich, 

also 39.480 € (aBL) bzw. 37.380 € (nBL) jährlich festgelegt. 

• Die Geringfügigkeitsgrenze liegt weiterhin bei 450 € monatlich.  
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Der Beitragssatz für die Krankenversicherung beträgt weiterhin 14,6 % (zzgl. individueller Zusatzbeitrag je 

nach Krankenkasse). Der Beitragssatz für die Pflegeversicherung bleibt ebenfalls bei 3,05 % und 

entsprechend bei Kinderlosen, die das 23. Lebensjahr bereits vollendet haben, bei 3,30 %. Auch der 

Rentenversicherungsbeitragssatz bleibt stabil bei 18,6 %, der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung 

ist – befristet bis 31.12.2022 – auf 2,4 % gesenkt. 

Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sind – wie auch der Zusatzbeitrag, 

wenn die Krankenversicherungen einen solchen erheben – seit dem 1.1.2019 wieder je zur Hälfte von 

Arbeitgebern und Beschäftigten zu tragen. Den Beitragszuschlag zur Pflegeversicherung für Kinderlose 

(0,25 %) trägt der Arbeitnehmer weiterhin allein. Ausnahmen gelten für das Bundesland Sachsen: Hier 

trägt der Arbeitnehmer 2,025 % (bzw. kinderlose Arbeitnehmer nach Vollendung des 23. Lebensjahres 

2,275 %) und der Arbeitgeber 1,025 % des Beitrags zur Pflegeversicherung. 

• Sachbezugswerte: Der Wert für Verpflegung erhöht sich ab 2021 von 258 € auf 263 € monatlich 

(Frühstück 55 €, Mittag- und Abendessen je 104 €). Demzufolge beträgt der Wert für ein Mittag- 

oder Abendessen 3,47 € und für ein Frühstück 1,83 €. Der Wert für die Unterkunft erhöht sich auf 

237 €. Bei einer freien Wohnung gilt grundsätzlich der ortsübliche Mietpreis. Besonderheiten 

gelten für die Aufnahme im Arbeitgeberhaushalt bzw. für Jugendliche und Auszubildende und bei 

Belegung der Unterkunft mit mehreren Beschäftigten. 

• Künstlersozialabgabe: Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben und muss von fast jedem 

Unternehmen getragen werden, das z. B. selbstständige Dienstleister fürs Marketing beauftragt. 

Der Abgabensatz zur Künstlersozialversicherung steigt im Jahr 2021 von 4,2 % auf 4,4 %. 

6 Aufbewahrungsfristen 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in das 

Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder der Lagebericht aufgestellt, 

der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt worden sind oder der Buchungsbeleg 

entstanden ist. Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 31.12.2020 vernichtet 

werden:  

• Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventare, Bilan­zen, Rechnungen und Buchungsbelege 

(Offene-Pos­ten-Buchführung) – d. h. Bücher mit Eintragung vor dem 1.1.2011, Bilanzen und 

Inventare, die vor dem 1.1.2011 aufgestellt sind, sowie Belege mit Buchfunktion. 

• Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Handels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien von 

abgesandten Handels- und Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen – d. h. Unterlagen und 

Lohnkonten, die vor dem 1.1.2015 entstanden sind. 

* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht endgültig und Rechtsbehelfs- oder Klageverfahren anhängig 

sind. 

Bitte beachten! Auch Privatpersonen sind verpflichtet, Rechnungen und Belege über steuerpflichtige 

Leistungen 2 Jahre lang aufzubewahren. Das gilt für Steuerpflichtige, die handwerkliche Arbeiten im Haus 

und am Grundstück – wie z. B. bauliche und planerische Leistungen sowie Reinigungs-, Instandhaltungs- 

oder Gartenarbeiten – beauftragt haben. 

Steuerpflichtige, bei denen die positiven Überschusseinkünfte mehr als 500.000 € betragen, müssen die 

Aufzeichnungen und Unterlagen über die den Überschusseinkünften zugrunde liegenden Einnahmen und 

Werbungskosten 6 Jahre aufbewahren. 
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7 Bundesregierung beschließt verbraucherschützende Änderungen im 

Darlehensrecht 

Die Bundesregierung hat am 18.11.2020 den vom Justizministerium vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verbraucherdarlehensrechts zur Umsetzung der Vorgaben aus zwei Urteilen des 

Europäischen Gerichtshofs (EuGH) beschlossen. 

Nach den Änderungen soll ein Darlehensnehmer bei vorzeitiger Rückzahlung ein Recht auf Ermäßigung der 

Gesamtkosten des Darlehens entsprechend der verbleibenden Laufzeit des Vertrages haben. Der EuGH 

hatte entschieden, dass diese Ermäßigung auch laufzeitunabhängige Kosten – dies sind beispielsweise 

Entgelte der Banken für eine einmalig erbrachte Leistung – umfasst. 

Über das einem Verbraucher zustehende 14-tägige Widerrufsrecht hat der Kreditgeber im Vertrag zu 

informieren. Damit die 14-tägige Widerrufsfrist beginnt, müssen die Kreditgeber insbesondere wichtige 

gesetzliche Pflichtangaben an die Verbraucher übermitteln. Derzeit werden Darlehensnehmer hierbei zum 

Teil auf die maßgeblichen Bestimmungen im Gesetzestext verwiesen. Die Änderungen sehen vor, dass der 

Kreditgeber künftig alle notwendigen Pflichtangaben direkt in der Widerrufsinformation aufzählen muss. 

Durch den Abgleich mit den vorgelegten Unterlagen können Verbraucher dann feststellen, ob und wann die 

Widerspruchsfrist zu laufen begonnen hat, ohne noch einmal im Gesetz nachschauen zu müssen. 

8 Kündigung eines Bankdarlehens aus wichtigem Grund 

Wenn in den Vermögensverhältnissen des Darlehensnehmers oder in der Werthaltigkeit einer für das 

Darlehen gestellten Sicherheit eine wesentliche Verschlechterung eintritt oder einzutreten droht, durch die 

die Rückzahlung des Darlehens, auch unter Verwertung der Sicherheit, gefährdet wird, kann der 

Darlehensgeber den Darlehensvertrag vor Auszahlung des Darlehens im Zweifel stets, nach Auszahlung 

fristlos kündigen. Ein Überschreiten dieser Wesentlichkeitsgrenze kann jedoch erst dann angenommen 

werden, wenn die Prognose ergibt, dass die drohende oder eingetretene wirtschaftliche Verschlechterung 

nicht nur vorübergehend ist. 

Neben der Prüfung der Vermögensverhältnisse hat auch eine Überprüfung der vereinbarten Sicherheiten 

vor dem Hintergrund zu erfolgen, ob auch bei der Verwertung dieser Sicherheiten der Anspruch der Bank 

gefährdet ist. Ergibt diese Überprüfung, dass auf Dauer keine Gefahr für die Werthaltigkeit der Sicherheiten 

besteht, kann der Darlehensvertrag nicht gekündigt werden. 

9 Keine Entziehung des Pflichtteils 

Wer gesetzlicher Erbe ist – also zum Beispiel die Kinder des Erblassers –, aber vom Erblasser enterbt wird, 

kann grundsätzlich immer noch den sogenannten Pflichtteil beanspruchen. Der Pflichtteil ist halb so groß 

wie der gesetzliche Erbteil. Wenn der Erblasser also nur ein Kind hinterlässt, das nach der gesetzlichen 

Erbfolge Alleinerbe wäre, kann es im Falle der Enterbung immer noch die Hälfte des Erbes beanspruchen. 

Dieser Grundsatz gilt aber nicht uneingeschränkt. Nach dem Gesetz kann der Pflichtteil entzogen werden, 

wenn der potenzielle Erbe sich einer schweren Straftat gegen den Erblasser oder eine diesem 

nahestehende Person schuldig macht – ohne dass eine mehrjährige Freiheitsstrafe verhängt werden muss 

– oder wenn er seine Unterhaltspflichten gegenüber dem Erblasser böswillig verletzt. 

10 „Düsseldorfer Tabelle“ ab dem 1.1.2021 

Die „Düsseldorfer Tabelle“ ist Richtlinie und Hilfsmittel für die Bemessung des angemessenen Unterhalts 

im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs und wird von allen Oberlandesgerichten zur Bestimmung des 
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Kindesunterhalts verwendet. Zum 1.1.2021 wurden die Regelsätze angepasst und betragen nun bei einem 

Nettoeinkommen des/der Unterhaltspflichtigen bis 1.900 €: 

• 393 € für Kinder von 0 – 5 Jahren, 

• 451 € für Kinder von 6 – 11 Jahren, 

• 528 € für Kinder von 12 – 17 Jahren und 

• 564 € für Kinder ab 18 Jahren. 

Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze. 

Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter 

https://www.olg-duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – Düsseldorfer Tabelle. 

11 TERMINSACHE: Antrag auf Grundsteuererlass bis 31.3.2021 stellen 

Vermieter können bis zum 31.3.2021 (Ausschlussfrist) einen Antrag auf Grundsteuererlass bei der 

zuständigen Gemeinde für 2020 stellen, wenn sie einen starken Rückgang ihrer Mieteinnahmen im Vorjahr 

zu verzeichnen haben. Ursachen können z. B. Brand- oder Hochwasserschäden, Zahlungsunfähigkeit des 

Mieters oder Schäden durch Mietnomadentum sein. Insbesondere durch die Corona-bedingten 

Zahlungsausfälle können sich Einnahmeausfälle ergeben, die einen Grundsteuererlass rechtfertigen können. 

Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der Vermieter die Ertragsminderung zu vertreten hat, z. B., weil er 

dem Mieter im Erlasszeitraum gekündigt hat oder wenn notwendige Renovierungsarbeiten nicht 

(rechtzeitig) durchgeführt wurden. 

Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die geschätzte übliche Jahresrohmiete. Bei einem 

Ausfall von mehr als 50 % der Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den derzeitigen Bestimmungen in 

Höhe von 25 % erlassen. Entfällt der Mietertrag vollständig, halbiert sich die Grundsteuer. 

12 Jahressteuergesetz 2020 verabschiedet 

Am 18.12.2020 stimmte auch der Bundesrat dem geplanten Jahressteuergesetz 2020 – das noch ein paar 

Änderungen zum Entwurf erfuhr – zu, sodass dieses nunmehr in Kraft treten kann. Mit dem Gesetz nimmt 

die Bundesregierung notwendige Anpassungen an EU-Recht und die Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs sowie des Bundesfinanzhofs vor. Aufgegriffen werden aber auch neue Regelungen. 

Nachfolgend die wichtigsten Änderungen:  

 

1. Verbilligte Wohnungsüberlassung: Bei einer verbilligten Überlassung einer Wohnung zu weniger als 

66 % der ortsüblichen Miete ist eine generelle Aufteilung der Nutzungsüberlassung in einen 

entgeltlich und einen unentgeltlich vermieteten Teil vorzunehmen, wobei nur die auf den 

entgeltlich vermieteten Teil der Wohnung entfallenden Werbungskosten von den Mieteinnahmen 

abgezogen werden können. Mit einer Änderung im Einkommensteuergesetz wird ab 2021 die 

Grenze für die generelle Aufteilung der Wohnraumüberlassung in einen ent- bzw. unentgeltlich 

vermieteten Teil auf 50 % der ortsüblichen Miete herabgesetzt. Beträgt das Entgelt 50 % und 

mehr, jedoch weniger als 66 % der ortsüblichen Miete, ist eine sog. Totalüberschussprognose-

Prüfung vorzunehmen. Fällt diese Prüfung positiv aus, wird Einkunftserzielungsabsicht 

angenommen und der volle Werbungskostenabzug gewährt. Bei einem negativen Ergebnis ist von 

einer solchen Absicht nur für den entgeltlich vermieteten Teil auszugehen, für den die 

Werbungskosten anteilig abgezogen werden können.  
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2. Neuregelung des Investitionsabzugsbetrags: Der Investitionsabzugsbetrag wird von 40 % auf 50 % 

angehoben. Investitionsabzugsbeträge und Sonderabschreibungen gelten nun auch 

uneingeschränkt für vermietete begünstigte Wirtschaftsgüter. Das gilt unabhängig von der Dauer 

der jeweiligen Vermietung. Somit sind auch längerfristige Vermietungen für mehr als drei Monate 

unschädlich. Bislang gelten für die einzelnen Einkunftsarten unterschiedliche 

Betriebsgrößenmerkmale. Künftig gilt für alle Einkunftsarten eine einheitliche Gewinngrenze i. H. v. 

200.000 € für die Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen. Diese Änderung gilt 

gleichermaßen auch für die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen von bis zu 20 %. Die 

Neuregelungen zum Investitionsabzugsbetrag und der Sonderabschreibung gelten in den nach 

dem 31.12.2019 endenden Wirtschaftsjahren.  

3. Steuerbegünstigte Zusatzleistungen des Arbeitgebers: Für das gesamte Einkommensteuergesetz 

wird klargestellt, dass nur Zusatzleistungen des Arbeitgebers – also Leistungen, die zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden – steuerbegünstigt sind. Leistungen werden nur 

dann „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ erbracht, wenn 

- die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet,  

- der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt,  

- die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer bereits 

- vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und  

- bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird.  

 

Hier hatte der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 1.8.2019 eine andere Auffassung vertreten. Die 

Neuregelung ist erstmals auf Leistungen, die in einem nach dem 31.12.2019 endenden 

Lohnzahlungszeitraum zugewendet werden, anzuwenden.  

4. Steuerfreie Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld: Durch das Corona-Steuerhilfegesetz wurde eine 

begrenzte und befristete Steuerbefreiung für Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld 

eingeführt. Die Befristung wird durch das Jahressteuergesetz 2020 um ein Jahr verlängert. Die 

Steuerfreiheit gilt damit für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 beginnen und vor 

dem 1.1.2022 enden.  

5. Arbeiten im Homeoffice: Steuerpflichtige können für jeden Kalendertag, an dem sie ausschließlich 

in der häuslichen Wohnung arbeiten, einen Betrag in Höhe von 5 € geltend machen. Die Pauschale 

kann in den Fällen in Anspruch genommen werden, in denen die Voraussetzungen für den Abzug 

von Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer nicht vorliegen. Sie ist auf einen Höchstbetrag von 

600 € im Jahr begrenzt, wird in die Werbungskostenpauschale eingerechnet und kann in den 

Jahren 2020 und 2021 in Anspruch genommen werden.  

6. Änderungen für Vereine und Ehrenamtliche: Durch eine Erhöhung der sog. Übungsleiterpauschale 

ab 2021 von 2.400 auf 3.000 € und der Ehrenamtspauschale von 720 auf 840 € werden Vereine 

und Ehrenamtliche gestärkt. Bis zu einem Betrag von 300 € wird ein vereinfachter 

Spendennachweis ermöglicht. In den Zweckkatalog der Abgabenordnung für gemeinnützige 

Organisationen werden die Zwecke Klimaschutz, Freifunk und Ortsverschönerung aufgenommen. 

7. Entlastung für Alleinerziehende: Der bereits durch das Corona-Steuerhilfe-Gesetz auf 4.008 € 

erhöhte Entlastungsbetrag wird entfristet. Damit gilt der erhöhte Betrag auch ab dem Jahr 2022 

weiter. 

8. Steuerfreie Sachbezugsgrenze: Die Grenze wird für alle Beschäftigten von 44 € auf 50 € erhöht. 

Die Erhöhung gilt ab 2022. Für sog. Sachbezugskarten soll es eine Klarstellung durch ein Schreiben 

des Bundesfinanzministeriums geben. 
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9. Steuerfreie Corona-Beihilfe: Die Steuerbefreiung für Beihilfen und Unterstützungen bis zur Höhe 

von 1.500 € wird bis zum Juni 2021 verlängert. Die Befreiung war bisher bis zum 31.12.2020 

festgelegt. Damit wäre ein im ersten Halbjahr 2021 ausgezahlter Corona-Bonus nicht mehr 

steuerbegünstigt gewesen.  

10. Steuerhinterziehung: In besonders schweren Fällen wird die Verjährungsfrist von 10 Jahren auf 15 

Jahre verlängert. Die Regelung ist auf alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens noch nicht verjährten 

Taten anzuwenden. 

11. Rechnungsberichtigung: Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung zur 

Rechnungsberichtigung mit Urteil vom 20.10.2016 aufgegeben. Berichtigt danach ein 

Unternehmer eine Rechnung, kann dies auf den Zeitpunkt zurückwirken, in dem die Rechnung 

erstmals ausgestellt wurde. Durch das JStG 2020 soll klargestellt werden, dass die Berichtigung 

einer Rechnung kein rückwirkendes Ereignis ist, sodass eine Rechnungsberichtigung keine zeitlich 

unbegrenzte Änderungsmöglichkeit eines Steuerbescheides zur Folge hat. 

Bitte beachten! Mit dem JStG 2020 sind auch noch weitere Änderungen im Umsatzsteuergesetz (z. B. 

Umsetzung des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets), im Erbschaft- und Schenkungssteuergesetz, in der 

Abgabenordnung und im Strafrecht beschlossen worden. Über die einzelnen relevanten Änderungen 

werden wir Sie in den nächsten Informationsschreiben im Detail unterrichten. 

13 Berücksichtigung des Veräußerungserlöses eines teilweise privat 

genutzten Pkw 

Wirtschaftsgüter des gewillkürten Betriebsvermögens, also Gegenstände, welche privat und beruflich 

genutzt werden mit über 10 % beruflichem Nutzungsanteil, führen oftmals zu verschiedenen Beurteilungen 

bei dem Unternehmer und dem Finanzamt. Insbesondere die steuerliche Berücksichtigung bei Pkw ist 

dabei ein häufiges Thema. So war es auch in einem Fall, den der Bundesfinanzhof (BFH) am 16.6.2020 

entschied. Gegenstand des Urteils war die Ermittlung des Veräußerungserlöses eines Pkw des 

Betriebsvermögens, welcher sowohl beruflich als auch privat genutzt wurde. 

Ein Steuerpflichtiger ordnete das Kfz bei Anschaffung dem gewillkürten Betriebsvermögen zu. In den 

entsprechenden Steuererklärungen wurde die Abschreibung (AfA) als Ausgabe berücksichtigt, gleichzeitig 

aber auch die privaten Aufwendungen als Einnahme erfasst, sodass die Kosten im Zusammenhang mit 

dem Pkw sich fast ausglichen.  

Als das Auto abgeschrieben war, veräußerte der Unternehmer dieses und setzte den Veräußerungsgewinn 

nur mit dem Anteil der beruflichen Nutzung als Betriebseinnahme an. Die steuermindernde AfA wurde 

jährlich mit der Entnahme ausgeglichen, der private Nutzungsanteil dürfte sich nun nicht mehr auswirken. 

Dem widersprach das Finanzamt, der volle Gewinn aus dem Verkauf sei trotzdem anzusetzen. 

So sah das auch der BFH. Der Veräußerungsgewinn ist in voller Höhe anzusetzen. Ob sich die AfA in den 

Vorjahren ausgewirkt hat oder nicht, steht mit dem Vorgang des Verkaufs in keinem Zusammenhang und 

darf deshalb auch nicht berücksichtigt werden. Auch das Gesetz sieht keine anteilige Berechnung vor. Der 

BFH betont zudem, dass das Gebot der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und das 

Nettoprinzip durch diese Regelung nicht verletzt, sondern rechtmäßig berücksichtigt werden. 

14 Steuerliche Behandlung von Reisekosten bei Auslandsdienstreisen ab 

1.1.2021 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben vom 3.12.2020 die neuen Pauschbeträge für 

Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten für beruflich und betrieblich veranlasste 
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Auslandsdienstreisen ab 1.1.2021 bekannt gemacht. Eine Reisekostentabelle finden Sie auf der 

Internetseite des BMF unter: https://www.bundesfinanzministerium.de  

Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder ist der für Luxemburg geltende Pauschbetrag, für 

nicht erfasste Übersee- und Außengebiete eines Landes ist der für das Mutterland geltende Pauschbetrag 

maßgebend.  

15 Frist für die Abgabe der Steuererklärungen 2019 verlängert 

Mit Schreiben vom 21.12.2020 teilt das Bundesfinanzministerium mit, dass es die Fristen zur Abgabe der 

Steuererklärungen für das Kalenderjahr 2019 allgemein bis zum 31.8.2021 verlängert.  

16 Änderungen seit 1.1.2021 bzw. in 2021 im Bereich Arbeit und Soziales 

Für 2021 ergeben sich im Bereich Arbeit und Soziales diverse Änderungen. Hier ein Auszug über die 

wesentlichen Neuregelungen, die zum Jahresbeginn und im Laufe des Jahres 2021 wirksam wurden bzw. 

werden. 

• Kurzarbeitergeld: Die Regelung zur Erhöhung des Kurzarbeitergeldes (ab dem 4. Monat auf 70 % 

bzw. 77 % bei mindestens einem Kind und auf 80% bzw. 87 % ab dem 7. Monat) wird für alle 

Beschäftigten bis zum 31.12.2021 verlängert, deren Anspruch auf Kurzarbeitergeld bis zum 

31.3.2021 entstanden ist. Ferner werden die bestehenden befristeten Hinzuverdienstregelungen 

insoweit bis zum 31.12.2021 verlängert. Entgelt aus einer geringfügigen Beschäftigung, die 

während der Kurzarbeit aufgenommen wurde, bleibt anrechnungsfrei. Die Bezugsdauer für das 

Kurzarbeitergeld wird für Betriebe, die bis zum 31.12.2020 mit Kurzarbeit begonnen haben, auf bis 

zu 24 Monate, längstens bis zum 31.12.2021, verlängert. 

• Vereinfachte Weiterbildungsförderung Beschäftigter durch die Agentur für Arbeit: Bedürfen 

aufgrund des technologischen Strukturwandels eine größere Anzahl von Arbeitnehmern eines 

Betriebes eine berufliche Weiterbildung, ist, anders als bisher, nicht mehr für jeden einzelnen 

Beschäftigten ein Förderantrag notwendig. 

• Verlängerung der Möglichkeit zur Nutzung von Video- und Telefonkonferenzen sowie audiovisueller 

Einrichtungen für Versammlungen: Die Möglichkeit zur Nutzung von Video- und Telefonkonferenzen 

für Betriebsräte und weitere Mitbestimmungsgremien, für Heimarbeitsausschüsse und 

Werkstatträte in Werkstätten für behinderte Menschen ist bis zum 30.6.2021 verlängert worden. 

Entsprechendes gilt für Versammlungen mittels audiovisueller Einrichtungen. 

• Gesetzlicher Mindestlohn: Der gesetzliche Mindestlohn beträgt seit dem 1.1.2021 brutto 9,50 € 

und ab dem 1.7.2021 brutto 9,60 € je geleisteter Arbeitsstunde. 

• Mitgliedsbescheinigung der Krankenkassen: Seit dem 1.1.2021 ist die Pflicht zur Vorlage der 

Mitgliedsbescheinigung der Krankenkasse in Papierform entfallen. Der Beschäftigte gibt bei 

Aufnahme der Beschäftigung bzw. beim Wechsel der Krankenkasse beim Arbeitgeber seine (neue) 

Krankenkasse an. Durch ein elektronisches Abfrageverfahren wird die Richtigkeit der Angaben 

geprüft und seitens der Krankenkasse bestätigt. 

• Anhebung der Altersgrenzen („Rente mit 67“): Versicherte, die 1955 bzw. 1956 geboren sind und 

für die keine Vertrauensschutzregelungen gelten, erreichen die Regelaltersgrenze mit 65 Jahren 

und neun Monaten bzw. mit 65 Jahren und zehn Monaten. Für die folgenden Geburtsjahrgänge 

erhöht sich die Regelaltersgrenze zunächst um je einen weiteren Monat (später in Stufen von zwei 

Monaten pro Jahrgang). Erst für die Jahrgänge 1964 und jünger wird die Regelaltersgrenze bei 67 

Jahren liegen. 
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• Hinzuverdienstgrenze bei Altersrenten: In Anbetracht der aktuellen Entwicklung der Corona-Krise 

gilt die befristete Anhebung der kalenderjährlichen Hinzuverdienstgrenze für Altersrenten vor 

Erreichen der Regelaltersgrenze auch für das Kalenderjahr 2021. Für das Jahr 2021 beträgt die 

kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze 46.060 €. Der sog. Hinzuverdienstdeckel ist weiterhin nicht 

anzuwenden. 

17 Angedrohte Erkrankung als Kündigungsgrund 

Ein wichtiger Kündigungsgrund an sich – eine Verletzung arbeitsvertraglicher Pflichten – liegt unter 

anderem vor, wenn der Arbeitnehmer seine Interessen im Arbeitsverhältnis durch die rechtswidrige 

Drohung mit einem empfindlichen Übel gegenüber dem Arbeitgeber durchzusetzen versucht. Vor diesem 

Hintergrund entschied das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz mit seinem Urteil v. 21.7.2020 Folgendes:  

Tritt der Arbeitnehmer einer Weisung des Arbeitgebers mit der Drohung entgegen, sich krankschreiben zu 

lassen, so rechtfertigt das im Grundsatz eine außerordentliche fristlose Kündigung. Unerheblich ist hierbei, 

ob der Arbeitnehmer später tatsächlich erkrankt oder ob die Weisung rechtswidrig war, denn die 

kündigungsrelevante Nebenpflichtverletzung besteht in der Art und Weise des Vorgehens des 

Arbeitnehmers. 

18 Phishing-E-Mails über angebliche Corona-Hilfen der EU 

Zurzeit kursieren u.a. Phishing-E-Mails mit einem falschen Antragsformular für Corona-Überbrückungshilfen 

für kleine und mittelständische Unternehmen, die angeblich vom Europäischen Rat und vom Bund 

gemeinsam angeboten werden. 

Diese betrügerischen E-Mails, z. B. mit dem Absender deutschland@ec.europa.eu, stammen nicht von der 

Europäischen Kommission. Nicht auf solche Phishing-E-Mails reagieren und auf keinen Fall den Anhang 

öffnen. Überbrückungshilfen in der Corona-Pandemie werden von Bund und Ländern gewährt, nicht direkt 

von der Europäischen Union. Vertrauenswürdige Informationen bietet die von der Bundesregierung 

eingerichteten Website „ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de“. 

19 Corona-Überbrückungshilfe unpfändbar. 

Die sog. Corona-Überbrückungshilfe, die nach den Richtlinien des Landes NRW für kleine und 

mittelständische Unternehmen gezahlt wird, ist jedenfalls bei summarischer Prüfung unpfändbar. Die zur 

Corona-Soforthilfe in einstweiligen Rechtsschutzverfahren ergangene Rechtsprechung ist auch auf die 

Corona-Überbrückungshilfe übertragbar, so das Finanzgericht Münster in einem Beschluss vom 

22.10.2020. 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Eine 

Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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20 In eigener Sache ... 

hoffen wir, dass der Harte Lockdown ab dem 01/03/2021 fällt. Dann können wir auch wieder persönliche 

Termine machen, auf die ich mich jetzt schon freue. Versprechen kann ich natürlich nichts…da hilft auch 

die Kristallkugel nicht. Das Team ist zur Zeit in Home-Office und Präsenz eingeteilt, was sich auch komisch 

anfühlt – aber erreichbar sind alle wie gewohnt. 

Wir geben unser Bestes und wünschen uns ein bisschen mehr Normalität. Bleiben Sie gesund und melden 

Sie sich, wenn Fragen und Bedarf bestehen. 

Liebe Grüße vom Team und 

 

 

Christine Hartwig StBin  

 


